
Der Ehrenrat der Österreiehischen Ärztekammer 

An den
 
Vorstand der Österreichischen Ärztekammer
 
z.Hd. Herrn Präsident MR Dr. Walter Domer 

Betrifft: Dr. Johann Loibner, Arzt für Allgemeinmedizin, 8563 Ligist, Badstraße 89.
 
Prüfung der Vertrauenswürdigkeit gemäß §§ 4 Abs 2 Z 3, 59 Abs 3 Ärztegessetz _
 
Stellungnahme des Ehrenrates
 

Gemäß § 59 Abs 1 ÄrzteG erlischt die Berechtigung zur Ausübung des ärztlichen Berufes 
(ua) durch den Wegfall einer für die ärztliche Berufsausübung erforderlichen Voraussetzung 
(Z I), wozu gemäß § 4 Abs 2 ÄrzteG ua die Vertrauenswürdigkeit (Z 3) zählt. Ein darauf 
beruhendes Erlöschen der Berechtigung zur ärztlichen Berufsausübung ist gemäß § 59 Abs 2 

r".	 ÄrzteG von Amts wegen wahrzunehmen, eine Aufgabe, die gemäß § 59 Abs 3 iVm §§ 118, 
123 ÄrzteG dem Vorstand der Österreichischen Ärztekammer zufällt. 
Der zur Beratung des Vorstands eingerichtete Ehrenrat hat hinsichtlich der 
Vertrauenswürdigkeit des Dr. Johann Loibner nach dessen Anhörung am 29. April 2009 
durch Dr. Rzeszut, Dr. Wagner-Kreimer, Dr. Gruber, Dr. Komfeind und Dr. Müller 
nachstehende 

Stellungnahme 

beschlossen: 

Dr. Johann L 0 ibn e r ist nicht vertrauenswürdig im Sinn des § 4 Abs 2 Z 3 
ÄrzteG. 

Beg r ü n dun g: 

r', 
Dr. Johann L 0 ibn e r, geboren am 24. Februar 1944, praktiziert seit 31. Dezember 

1973 als niedergelassener Arzt filr Allgemeinmedizin. Daneben ist er als ständig beeideter 
gerichtlicher Sachverständiger für Impfschäden registriert und wirkt er als Vortragender und 
Publizist für den (filhrend von seiner Ehegattin betriebenen) Verein AEGIS, der mit 
systematisch grundsätzlicher Problematisierung der Impfung als Vorsorgemaßnahme 
schlechthin diverse Alternativen der Krankheitsvorsorge forciert. 

Mit Schreiben vom 23. J1:Inner 2009, GZ BMGFJ-20100/0218-IIII2008, übermittelte 
das Bundesministerium für Gesundheit, Familie und Jugend an die Österreichische 
Ärztekanuner ein mit 24.6.2008 datiertes, Dr. Johann Loibner betreffendes Schreiben der 
Selbsthilfegruppe Zeckenopfer, 1070 Wien, Kaiserstrsße 71-1/317, samt Beilagen und 
brachte ferner zur Kenntuis, dass die jedwede Impfung grundsätzlich ablehnenden 
Publikationsinitiativen dieses Arztes auch dem Salzburger Landessanitätsdirektor auffallig 
geworden sind. Damit wurde die Anregung verbunden, den Sachverhalt neben alWUliger 
disziplinarrechtlicher Relevanz auch aus der Sicht ärztlicher Vertrauenswürdigkeit zu prüfen. 
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Dazu ist vorweg ergänzend festzuhalten, dass gegen Dr. Johann Loibner wegen im 
Wesentlichen gleichgelagerter Aktivitäten ein bereits mehrjähriges Disziplinarverfahren 
anhängig ist, dessen weiterer Fortgang von der derzeit noch ausstehenden Entscheidung des 
Verfassungsgerichthofes über eine Beschwerde abhängt, die Dr. Loibner gegen die von ihm 
':!wirkte kassator~~che Rechtsmittelentscheidung erhoben hat (der Disziplinarsenat der 
Osterreichischen Arztekammer beim Bundesministerium - damals - für Gesundheit und 
Frauen hatte das verurteilende erstinstanzliche Erkenntnis wegen formaler Verfahrensrnängel 
aufgehoben, die Sache zur neuen Verhandlung und Entscheidung an die erste Instanz 
zurückgewiesen und dabei eine Rechtsansicht zum Ausdruck gebracht, durch die sich der 
Beschwerdefiihrer belastet sieht). 

Aus den anher übermittelten schriftlichen Unterlagen geht hervor, dass Dr. Johann 
Loibner nach 'lilie vor trotz seiner aktuellen einschlägigen berufsrechtlichen Belangung 
Impfungen welcher Art auch immer als grundsätzlich gesundheitsabträglich ablehnt und 
diese Überzeugung (jeweils erkennbar) als praktizierender Arzt immer wieder einerseits 
schriftlich, andererseits auch mündlich durch fortgesetzte Publikurnsvorträge zum Ausdruck 
bringt. So mokierte sich Dr. Loibner in seiner vorn Verein AEGIS ins Internet gestellten 
Publikation über in jüngster Vergangenheit behördlich veranlasste Impfvorsorge gegen 
Hepatitis A und Masern, spricht in diesem Zusammenhang von behördlichem 
"Probefeldzug", "Schlachtenlärm" und "Manöver" und unterstellt sinngemäß ein insgesamt 
rein wirtschaftlich geleitetes Zusammenwirken der Gesundheitsbehörden mit sogenannten 
"Irnpflobbyisten" aus dem Bereich der Ärzte- und der Apothekerkammer. 

In den der Öffentlichkeit gleichzeitig elektronisch zugänglich gemachten 
Vortragsankiindigungen des Vereins AEGIS war Dr. Johann Loibner für die Zeit vom 
2.4.2008 bis 6.6.2008 insgesamt li-mal als Vortragender mit ThemensteIlungen 
ausgewiesen, die durchwegs auf eine kategorische Ablebnung jedweder Irnpfvorsorge 
hinausliefen (zB "Impfen ? Das Geschäft mit der Unwissenheit", "Nicht impfen - was 
dann?" 

In dem erwähnten Anlassschreiben der Selbsthilfegruppe Zeckenopfer wird der Sorge 
Ausdruck verliehen, dass Dr. Johann Loibner "in offensichtlich abwegiger und 
wissenschaftlich nicht haltbarer" Weise ,,Krankheitszustände, Risiken und 
Therapiemöglichkeiten unkritisch und unsinnig" beurteilt und die "äußerst beträchtliche" 
Anhängerschaft der AEGIS-Gruppe mit massivem Gesundheitsrisiko irreleitet. 

Der Ehrenrat hat Dr. Loibner durch seine persönliche Anhörung Gelegenheit 
gegeben, sich zu den gegen ibn erhobenen Vorwürfen zu äußern. Dabei konnte sich der 
Ehrenrat davon überzeugen, dass es Dr. Loibner geradezu als Gebot seines durch angeblich 
umfangreiche einschlägige persönliche Fortbildungsinitiativen geformten ärztlichen 
Berufsgewissens versteht, die Allgemeinheit vor den Gesundheitsrisken der seiner 
gefestigten Meinung nach fachlich unsinnigen Impfvorsorgen jedweder Art gezielt zu 
bewahren. Sein Urteil dazu habe er sich allmählich nach langfristigen eigenständigen 
Studien und einschlägigen praktischen Erfahrungen gebildet. 

Auf der Basis der inhaltlich unbestrittenen schriftlichen Unterlagen, des mündlichen 
Vorbringens Dris. Loibner anlässlich seiner Anhörnng und des dabei gewonnenen 
Eindrucks von seiner Persönlichkeit, kam der Ehrenrat der Österreichischen Ärztekammer zu 
dem Ergebnis, dass Dr. Johann Loibner die Voraussetzungen ärztlicher 
Vertrauenswürdigkeit nach § 4 Abs 2 Z 3 ÄrzteG nicht erfüllt. 

Mag es auch außer Frage stehen, dass sich die Wahrnehmung ärztlicher Pflichten 
nicht in sämtlichen Detailfragen und durchwegs auf umfassende Einhelligkeit stützen und 
medizinischer Fortschritt nicht selten in ein Spannungsverhältnis geraten kann, das dem als 
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jeweils aktuell anerkannten medizinischen Standard widerstreitet, so steht der Gesichtspunkt 
kontroversieller wissenschaftlicher Diskussion nicht im Vordergrund der hier zu prüfenden 
Problematik. Die hier in Rede stehenden Publikations- und Vortragsaktivitäten Dris. Loibner 
sind nicht als Beiträge zu einer wissenschaftlichen Diskussion über die 
gesundheitsvorsorgliche Sachdienlichkeit von Impfungen zu verstehen, die in Ausübung 
(auch) fachlicher Meinungsfreiheit grundsätzlich dort zu leisten wären, wo sich ihre 
Reichweite zunächst auf eine fachkritische Sondie~ beschränkt: nämlich im Rahmen 
einer Diskussion unter Fachleuten, deren repräsentatives Ergebnis lediglich im Fall 
entsprechender Tauglichkeit in eine Modifizierung des einschlägig anerkannten Standards 
mllnden könnte. Was Dr. Loibner im konkreten Fall auf insoweit gesicherter 
Tatsachengnmdlage vorgeworfen wird, nlirnlich die seit Jahren beharrliche mündliche und 
schriftliche Verbreitung von (erkennbar) ärztlichen Informationen über "Impfen als Geschäft 
mit der Unwissenheit" und die angeblich damit verbundenen gesundheitsabträglichen 
Risken, ist vielmehr Ausdruck einer dem gefestigten wissenschaftlichen Standard krassest 
zuwiderlaufenden Minderheitsposition, die vorliegend noch dazu insoweit mit fragwürdiger 
Optik verbunden ist, als sie die Anschuldigung gezielter ,Geschäftemacherei' ihrerseits mit 

r,	 dem Vertrieb von Altemativabhilfen verbindet, deren gesundheitseffektiver Nutzen nicht in 
einem mit der Impfvorsorge vergleichbaren Maß erwiesen ist. Im Klartext laufen die 
angezeigten Aktivitäten des Dr. Johann Loibner als Arzt rur Allgemeinmedizin darauf 
hinaus, dass aktuelle und potentielle Patienten in großer Zahl ersichtlich mit Konzept und 
beharrlich dem gesicherten medizinischen Standard zuwider krass unrichtig informiert und 
solcherart in verantwortungsloser Weise verunsichert bzw davon abgehalten werden, eine 
repräsentativ als wirksam erwiesene und wissenschaftlich belegte Maßnahme zur 
Gesundheitsvorsorge nicht in Anspruch zu nehmen. Seine so gesehen massiv nachteilig 
ausgereifte berufsessentielle Grundhaltung schließt demnach eine seriöse Prognose dahin 
aus, Dr. Johann Loibner würde in Hinkunft die Gesamtheit der mit der ärztlichen 
Berutsausübung verbundenen Pflichten erfUllen. Seine Vertrauenswürdigkeit im Sinn des 
§ 4 Abs 2 Z 3 ÄrzteG ist daher nicht (mehr) gegeben. 
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